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Rechtsprechung 
 
 
In dieser Rubrik werden Leitsätze von Ge-
richtsentscheidungen nach Eingang in der Re-
daktion abgedruckt. 
 

BVerfG: Versammlungsrechtliche Auflage 
gegen Projektion von Bildern und Filmen an 
russische Botschaft. Aus der in Art. 22 II des 
Wiener Übereinkommens zum Schutz Diplo-
matischer Beziehungen (WÜD) normierten 
Pflicht des Empfangsstaates, alle geeigneten 
Maßnahmen zu treffen, um eine Störung des 
Friedens und der Würde der Mission des 
Entsendestaates zu verhindern, ergibt sich 
keine Pflicht des Empfangsstaates, die Mis-
sion vor der Wahrnehmbarkeit von Kritik 
und entsprechenden Meinungsäußerungen 
zu schützen und friedliche Demonstrationen 
vor diplomatischen Vertretungen zu unter-
binden. Die einstündige Projektion von Bil-
dern und Filmen an die Fassade der Bot-
schaft der Russischen Föderation in Berlin 
im Rahmen einer Demonstration gegen den 
russischen Krieg gegen die Ukraine stellt ei-
nen erheblichen Eingriff in das bürgerlich-
rechtliche Eigentum im Sinne des § 903 BGB 
dar. Die Rechtsauffassung, dass ein solcher 
Eingriff wegen grundrechtlicher Wertungen 
nicht von der in Art. 22 II WÜD normierten 
Schutzpflicht umfasst werde, liegt nicht 
nahe. Bei der Prüfung der Verhältnismäßig-
keit einer versammlungsrechlichen Auflage, 
durch die eine im Zuge der Versammlung ge-
plante Projizierung von Bildern und Videos 
an die Fassade einer ausländischen Botschaft 
unter Hinweis auf Art. 22 II WÜD untersagt 
wird, ist zu berücksichtigen, dass die Auflage 
nicht nur dem Schutz von Eigentumsrechten, 
sondern dem Schutz des Friedens und der 
Würde der diplomatischen Vertretung dient 
und damit auch im Interesse des Empfangs-
staates am Bestehen unverzichtbarer institu-
tioneller Mindestvoraussetzungen für das 
diplomatische Verhältnis souveränder Staa-
ten liegt. Bei der im Eilverfahren gegen das 
versammlungsrechtliche Verbot von Bild- 
und Filmprojektionen an die Fassade der 
russischen Botschaft wegen des offenen Aus-
gangs des Hauptverfahrens gebotenen Fol-
genabwägung überwiegen angesichts der 
Möglichkeit von Projektionen auf eine Lein-
wand der Schutz der in Art. 22 II WÜD ge-
nannten Rechtsgüter und das Interesse da-
ran, das diplomatische Verhältnis zwischen 
den beiden Staaten nicht zu belasten (Beschl. 
v. 23.2.2024 – 1 BvQ 11/24). 
 

BVerwG: Ruhegehaltfähige Dienstzeit bei 
Teilzeitbeschäftigung. Für die Berechnung der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit bei Teilzeit- 
beschäftigung ist ausschließlich die sich aus 
der Teilzeitquote im Teilzeitbewilligungsbe-
scheid ergebende Dienstzeit maßgeblich; dar-
über hinaus geleistete Arbeitszeiten bleiben 
außer Betracht (Urt. v. 9.11.2023 – 2 C 
12.22). 

BVerwG: Verbot einer Vereinigung – Ansaar 
International e. V. Auf die Klage einer Verei-
nigung gegen ihr Verbot umfasst die gerichtli-
che Prüfung in materiell-rechtlicher Hinsicht 
insbesondere die Verwirklichung von Ver-
botsgründen. Sie erstreckt sich inzident auf 
die Einbeziehung von Teilorganisationen in 
das Verbot, soweit deren Verhalten für die 
Verwirklichung von Verbotsgründen maß-
geblich ist. Die verbotene Vereinigung muss 
sich das Verhalten ihrer Teilorganisation zu-
rechnen lassen; dies gilt auch dann, wenn eine 
Teilorganisation zugleich selbst ohne Wissen 
und Wollen des Gesamtvereins einen Verbots-
tatbestand des Art. 9 II GG erfüllt. Das Han-
deln einer Vereinigung mit humanitärer Ziel-
setzung kann unter die Verbotstatbestände 
des Art. 9 II GG fallen, wenn die Hilfeleistun-
gen selbst den allgemeinen Prinzipien der 
Menschlichkeit, Neutralität und Unpartei-
lichkeit des humanitären Völkerrechts wider-
sprechen (im Anschluss an BVerfGE 149, 160 
= NVwZ 2018, 1788). Hiervon ist auszuge-
hen, wenn sich die verbotene Vereinigung mit 
den Zielen derjenigen Terrororganisation 
identifiziert, in deren Gebiet sie die humani-
täre Hilfe erbringt (Urt. v. 21.8.2023 – 6 A 
3.21). 
 
BVerwG: Feststellung eines Sicherheitsrisikos 
bei Soldaten. Der Verdacht auf eine dauerhaft 
ausgeprägte Alkoholproblematik kann Zwei-
fel an der Zuverlässigkeit eines Soldaten nach 
§ 5 I 1 Nr. 1 SÜG schon dann rechtfertigen, 
wenn bei dem Soldaten einmalig ein Blutalko-
holwert von 1,6 Promille oder mehr festge-
stellt worden ist. Bestehen gewichtige Indizien 
für eine dauerhaft ausgeprägte Alkoholprob-
lematik bei einem Soldaten, so kann dessen 
Weigerung, an der Aufklärung und Bewälti-
gung dieser Problematik mitzuwirken, Zuver-
lässigkeitszweifel nach § 5 I 1 Nr. 1 SÜG be-
gründen (Beschl. v. 14.12.2023 – 1 WB 
35.22).  
 
OVG Berlin-Brandenburg: Beiordnung eines 
auswärtigen Rechtsanwalts im auf Familien-
nachzug gerichteten Visumverfahren. Im 
auf Familiennachzug gerichteten Visumver-
fahren wird ein auswärtiger Rechtsanwalt 
gem. § 166 I VwGO, § 121 III ZPO zu den 
Bedingungen eines im Bezirk des Prozessge-
richts niedergelassenen Rechtsanwalts bei-
geordnet, wenn ihm die Teilnahme an der 
mündlichen Verhandlung mittels Bild- und 
Tonübertragung nach § 102a VwGO zumut-
bar ist. Das ist jedenfalls erfüllt, wenn der 
Sachverhalt geklärt ist und es in erster Linie 
um Rechtsfragen geht (Beschl. v. 23.1.2024 
– 3 B 69/23). 
 
OVG Koblenz: Baugenehmigung für den 
Bau einer Kleinwindenergieanlage. Die pau-
schale Erstreckung der Ausschlusswirkung 
gem. § 35 III 3 BauGB im Flächennutzungs-
plan hinsichtlich nicht-raumbedeutsamer 
Windenergieanlagen (bis zu einer Höhe von 
50 m) ist nicht von der gemeindlichen Pla-
nungshoheit gedeckt, weil sie der durch § 62 
I Nr. 4 lit. f RhPfLBauO gebotenen Differen- 

zierung nicht gerecht wird und der Errich-
tung von Kleinwindenergieanlagen zur  
Eigenversorgung nicht angemessen Raum  
bietet. Bescheidungsurteil im sogenannten 
steckengebliebenen Genehmigungsverfahren 
(Urt. v. 23.8.2023 – 8 A 10836/22). 
 
OVG Magdeburg: Vorläufige Dienstenthe-
bung eines Bürgermeisters. Im Verfahren 
nach § 61 III LSADG iVm § 80 VII VwGO 
wird die Fortdauer der im Verfahren nach 
§ 61 I LSADG getroffenen Entscheidung ge-
prüft, nicht deren ursprüngliche Richtigkeit 
oder die Feststellung sonstiger behördlicher 
Befugnisse. Bei einem Abänderungsantrag 
nach § 61 III LSADG iVm § 80 VIII 2 
VwGO sind dementsprechend entweder 
nachträglich entstandene Umstände, dh nach 
der Entscheidung nach § 61 LSADG einge-
tretene Änderungen der Sach- und Rechts-
lage, erforderlich, oder bereits früher vor- 
liegende Umstände, die im ursprünglichen 
Verfahren ohne Verschulden nicht geltend 
gemacht wurden (Beschl. v. 19.9.2023 – 10 
M 14/23). 
 
OVG Saarlouis: Fortzahlung ungekürzter Be-
soldung nach vorzeitiger Ruhestandsverset-
zung. Einstweiliger Rechtsschutz gegen das 
Einbehalten der das Ruhegehalt übersteigen-
den Besoldung nach vorzeitiger Ruhestands-
versetzung kann nur ausnahmsweise dann ge-
währt werden, wenn die Ruhestandsverset-
zung ersichtlich rechtsmissbräuchlich erfolgt 
ist und nur dem Zweck dient, die Rechtsfolge 
der Besoldungskürzung eintreten zu lassen, o-
der wenn die Annahme der Dienstunfähigkeit 
„aus der Luft gegriffen“ bzw. offensichtlich 
rechtswidrig erscheint. Zu den Anforderun-
gen an eine amtsärztliche Stellungnahme zur 
Dienstunfähigkeit. Zum Grundsatz der Wei-
terverwendung vor Vorsorgung. Die gesetzli-
che Suchpflicht ist bindend und steht nicht im 
Ermessen des Dienstherrn. Zum Entfall der 
Suchpflicht. Zur Prüfung der begrenzten 
Dienstfähigkeit (Beschl. v. 15.9.2023 – 1 B 
29/23) 
 
VGH Mannheim: Unzulässigkeit eines Ein-
kaufszentrums im Gewerbegebiet. Die rechts-
widrige Erteilung einer Baugenehmigung für 
ein Einkaufszentrum in einem Gewerbegebiet 
verstößt zulasten der Nachbargemeinden, die 
in dessen Einzugsbereich liegen und über 
zentrale Versorgungsbereiche verfügen, gegen 
§ 11 III 1 Nr. 1 BauNVO. In diesem Fall be-
darf es keiner weiteren Feststellungen dazu, 
wie sich die Zulassung des Einkaufszentrums 
konkret auf den Umsatz der in der Nachbar-
gemeinde vorhandenen zentralen Versor-
gungsbereiche auswirkt (Beschl. v. 7.11.2023 
– 5 S 1164/23). 
 
OVG Bautzen: Untersagung eines Gaststät-
tengewerbes wegen Auftritts rechtsextremis-
tischer Musikgruppen. Lehnt das VG den 
Antrag eines Gaststättenbetreibers nach 
§ 80 V VwGO auf Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen die Untersagung seines Gaststätten- 
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